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Richtlinien der Stadt Norderstedt 
zur Förderung von Kindern in Tagespflege 

nach § 23 und § 24 Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) 
 

Synopse Änderungen zum 01.01.2012  
 

Bearbeitungsstand: 11.05.2011 

 
 

seit 01.01.2008 geltende Richtlinie ab 01.01.2012 geplante Richtlinie 
§ 1  

Einleitung 
 
Die Förderung von Kindern in Tagespflege ist nach § 2 Abs. 2 Ziffer 3 
SGB VIII eine Leistung der Jugendhilfe. Die Stadt Norderstedt als 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die Gesamtverantwortung zur 
Ausgestaltung eines bedarfsgerechten Angebotes an 
Kindertagespflege. 
 
Die Kindertagespflege und deren Inanspruchnahme wird in den § 22, 
23 und 24 SGB VIII, im KiTaG SH sowie in der Kita-VO SH näher 
beschrieben. 
 
Kindertagespflege ist eine familienergänzende und –unterstützende 
Maßnahme zur Förderung der Entwicklung des Kindes bis zum 14. 
Lebensjahr, vorrangig in den ersten drei Lebensjahren. 
 
Die Kindertagespflege soll laut § 22 Abs. 2 SGB VIII: 
 

 Die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, 

 

 die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und 
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ergänzen, 
 

 den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung 
besser miteinander zu vereinbaren. 

 
Nach § 22 Abs. 3 SGB VIII soll durch die Tagespflege eine 
kontinuierliche familienergänzende Erziehung, Bildung und Betreuung 
sichergestellt werden. Der Förderauftrag umfasst die soziale, 
emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er 
schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. Alter, 
Entwicklungsstand, sprachliche und sonstige Fähigkeiten, die 
Lebenssituation, Interessen und Bedürfnisse sowie die ethnische 
Herkunft sind zu berücksichtigen. 
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§ 2  
Förderung der Kindertagespflege 

 
Die Förderung der Kindertagespflege umfasst nach § 23 Abs. 1 SGB 
VIII: 
 

 Die Vermittlung der Kinder zu einer geeigneten Tagespflegeperson, 
soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person 
nachgewiesen wird; 

 die fachliche Beratung und Begleitung von Tagespflegepersonen; 

 die weitere Qualifizierung von Tagespflegepersonen; 

 die Eignungsfeststellung der Tagespflegepersonen; 

 die Gewährung einer laufenden Geldleistung. 
 
Die Aufgaben werden von der Stadt Norderstedt, Amt für Schule. Sport 
und Kindertagesstätten wahrgenommen. Teile der Aufgaben können 
nach § 3 Abs. 2 SGB VIII in Verbindung mit § 4 Abs. 2 SGB VIII an 
einen freien Träger der Jugendhilfe, der für die adäquate Erfüllung 
dieser qualifiziert ist, übertragen werden. 
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§ 3  
Anerkennung als Kindertagespflegestelle 

 
1. Das Amt für Schule, Sport und Kindertagesstätten entscheidet über 

die Erteilung der Erlaubnis nach § 43 SGB VIII. 
 
2. Eine Erlaubnis benötigt nach § 43 SGB VIII, wer ein Kind oder 

mehrere Kinder gegen Entgelt länger als drei Monate betreuen will. 
 
3. Geeignet sind Personen, die  

 sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und 
Kooperationsbereitschaft mit Personensorgeberechtigten und 
anderen Tagespflegepersonen auszeichnen, 

 über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. 
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4. Die Tagespflege soll entsprechend des § 12 Kita-VO SH entweder 
im Haushalt der Tagespflegeperson oder der 
Personensorgeberechtigten geleistet werden. Sie darf in anderen 
Räumen nur dann geleistet werden, wenn dort ebenfalls eine 
möglichst familienähnliche Betreuung, Erziehung und Bildung 
gewährleistet ist. 

 
5. Die Erlaubnis befugt entsprechend des § 13 Kita-VO SH zur 

Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden fremden 
Kindern, wobei im Laufe einer Woche nicht mehr als zehn fremde 
Kinder betreut werden dürfen.  

 
6. Voraussetzung für die Eignungsfeststellung einer 

Tagespflegeperson ist  

 die Vorlage eines polizeilichen Führungszeugnisses und einer 
ärztlichen Unbedenklichkeitsbescheinigung für die 
Tagespflegeperson sowie – soweit vorhanden – für die Ehe- 
bzw. Lebenspartner oder –partnerin sowie weiterer volljähriger 
Personen, die dauerhaft mit der Tagespflegeperson 
zusammenleben, wenn die Betreuung in der Wohnung der 
Tagepflegeperson stattfindet,  

 ein Hausbesuch durch Mitarbeiter/innen der Stadt Norderstedt, 
Amt für Schule, Sport und Kindertagestätten bzw. eines freien 
Trägers der Jugendhilfe, dem die Aufgabe übertragenen wurde, 
nebst Beratungsgespräch sowie  

 die erfolgreiche Teilnahme an einer 
Grundqualifikationsmaßnahme, die den diesbezüglichen 
Landesrichtlinien über die Grundqualifikation von 
Tagespflegepersonen vom 14.10.1994 (Gl-Nr.: 8520.2, 
Amtsblatt S-H 1994, S. 547) entspricht.  

 
Die Anerkennung ist ausgeschlossen, wenn das polizeiliche 
Führungszeugnis der Tagespflegeperson oder von 
Mitbewohner/innen Straftaten, die mit dem Verhalten gegenüber 
Kindern und Jugendlichen (auch nach Jugendschutzgesetz) oder 

4. Die Tagespflege soll entsprechend des § 12 Kita-VO SH entweder 
im Haushalt der Tagespflegeperson oder der 
Personensorgeberechtigten geleistet werden. Sie darf in anderen 
Räumen nur dann geleistet werden, wenn dort ebenfalls eine 
möglichst familienähnliche Betreuung, Erziehung und Bildung 
gewährleistet ist. 

 
5. Die Erlaubnis befugt entsprechend des § 13 Kita-VO SH zur 

Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden fremden 
Kindern, wobei im Laufe einer Woche nicht mehr als zehn fremde 
Kinder betreut werden dürfen.  

 
6. Voraussetzung für die Eignungsfeststellung einer 

Tagespflegeperson ist  

 die Vorlage einer ärztlichen Unbedenklichkeitsbescheinigung für 
die Tagespflegeperson und eines erweiterten polizeilichen 
Führungszeugnisses für diese und  – soweit vorhanden – für die 
Ehe- bzw. Lebenspartner oder –partnerin sowie für weitere 
Personen ab dem vollendeten 14. Lebensjahr, die im Haushalt 
der Tagespflegeperson leben, wenn die Betreuung in der 
Wohnung der Tagepflegeperson stattfindet,  

 ein Hausbesuch durch Mitarbeiter/innen der Stadt Norderstedt, 
Amt für Schule, Sport und Kindertagestätten bzw. eines freien 
Trägers der Jugendhilfe, dem die Aufgabe übertragenen wurde, 
nebst Beratungsgespräch sowie  

 die erfolgreiche Teilnahme an einer 
Grundqualifikationsmaßnahme, die den diesbezüglichen 
Landesrichtlinien über die Grundqualifikation von 
Tagespflegepersonen vom 14.10.1994 (Gl-Nr.: 8520.2, 
Amtsblatt S-H 1994, S. 547) entspricht.  

 
Die Anerkennung ist ausgeschlossen, wenn das polizeiliche 
Führungszeugnis der Tagespflegeperson oder von 
Mitbewohner/innen Straftaten, die mit dem Verhalten gegenüber 
Kindern und Jugendlichen (auch nach Jugendschutzgesetz) oder 



5 
 

mit Misshandlung von Schutzbefohlenen in Zusammenhang stehen, 
sich gegen die sexuelle Selbstbestimmung richten, Gewaltstraftaten 
(Körperverletzung, Raub usw.) ausweist.  
Soweit das Führungszeugnis, Verstöße gegen das Waffengesetz, 
Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz, Verkehrsdelikte im 
Zusammenhang mit Alkohol/Drogen, Einstellung wegen 
Schuldunfähigkeit ausweist, ist die Eignung als Tagespflegestelle 
kritisch zu prüfen.  
 
Die Anerkennung als Tagespflegestelle ist ausgeschlossen, wenn 
sie nach der ärztlichen Bescheinigung nicht in Betracht kommt.  
 
Der Hausbesuch dient der Schaffung eines persönlichen Eindrucks 
von der Tagespflegestelle sowie zur Prüfung der Eignung der 
Person und der Räumlichkeiten. Die Beurteilung der Eignung der 
Räumlichkeiten richtet sich nach den Kriterien des 
Kreisjugendamtes. 
Soweit die Tagespflege nicht in Räumen der Tagespflegestelle, 
sondern im Haushalt der Personensorgeberechtigten durchgeführt 
werden soll, entfällt die Prüfung der Räumlichkeiten. Erfolgt die 
Betreuung in anderen Räumlichkeiten werden diese auf ihre 
Eignung geprüft. 

 
7. Werden der Tagespflegeperson gewichtige Anhaltspunkte für eine 

Gefährdung des Kindeswohls bekannt, hat sie unverzüglich die 
Stadt Norderstedt, Jugendamt, zu unterrichten. Zu Maßnahmen, die 
darüber hinaus bei einer möglichen Gefährdung des Kindeswohls 
zu ergreifen sind, werden mit den Tagespflegepersonen 
Vereinbarungen entsprechend § 8 a Abs. 2 SGB VIII getroffen. 
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§ 4  
Gewährung einer laufenden Geldleistung/Tagespflegegeld 

 
1. Bei Vorliegen der Voraussetzungen gem. § 24 Abs. 3 SGB VIII 

besteht die Verpflichtung des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe zur Gewährung einer laufenden Geldleistung gemäß § 
23 Abs. 2 SGB VIII. In den Fällen, in denen die Voraussetzungen 
des § 24 Abs. 3 SGB VIII nicht gegeben sind, steht die Gewährung 
einer laufenden Geldleistung nach § 24 Abs. 5 SGB VIII im 
Ermessen des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe.  

 
2. Die laufende Geldleistung umfasst nach § 23 Abs. 2 SGB VIII: 
 

 Die Erstattung angemessener Kosten, die der 
Kindertagespflegeperson für den Sachaufwand entstehen; 

 einen angemessenen Beitrag zur Anerkennung ihrer 
Förderleistungen; 

 die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu 
einer Unfallversicherung; 

 die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer 
angemessenen Altersicherung der Tagespflegeperson. 

 
 
 
3. Kindertagespflegeplätze werden für Kinder bis zum vollendeten 14. 

Lebensjahr gefördert, wenn beide Eltern oder der allein erziehende 
Elternteil  

 

 ihren 1. Wohnsitz in Norderstedt haben und 

 berufstätig sind, sich in Schul- oder Hochschulausbildung 
befinden oder eine berufliche Aus- oder Weiterbildung 
durchlaufen, 

 an einer Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit (§ 16 SGB II)) 
teilnehmen oder 

 einen Deutsch-Sprachkurs für Migrantinnen/Migranten oder 
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einen Integrationskurs besuchen und  

 die erforderliche Betreuung in einer Kindertageseinrichtung nicht 
sichergestellt ist  
oder 

 das Kind dringliche sozial bedingte oder pädagogische Bedarfe 
hat.  

 
4. Die Gewährung einer laufenden Geldleistung erfolgt auf Antrag der 

Tagespflegeperson und der Personensorgeberechtigten. Die 
Personensorgeberechtigten haben die erforderlichen Angaben und 
Unterlagen zur Prüfung der Notwendigkeit und einer evtl. 
Kostenbeteiligung umgehend der Stadt Norderstedt, Amt für 
Schule, Sport und Kindertagesstätten, vorzulegen. Die 
Tagespflegepersonen bestätigen den Betreuungsbeginn und den –
umfang. 

 
5. Liegen die Voraussetzungen für eine Förderung vor, erfolgt die 

Bewilligung in der Regel für ein Jahr. Folgeanträge sind bei 
Vorliegen der Voraussetzungen möglich. Der Anspruch auf die 
Förderung nach diesen Richtlinien steht der 
Kindertagespflegeperson zu.  

 
6. Die Tagespflegepersonen sind verpflichtet über die 

Betreuungszeiten Nachweise zu führen und diese monatlich zum 
15. des Folgemonats beim Amt für Schule, Sport und 
Kindertagesstätten einzureichen. 

 
7. Das Tagespflegegeld deckt den Sachaufwand, insbesondere die 

Kosten für: 

 Pflege, 

 Energie und Wasser, Heizung, 

 Freizeitgestaltung, Spiel- und Lernmittel, 

 Renovierungen, Ersatz, Ergänzung und Reparatur von Mobiliar, 

 Telefon, Porto, Fahrtkosten, 
sowie 
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den angemessenen Beitrag zur Anerkennung ihrer 
Förderleistungen ab. 

 
8. Die Mitarbeiter/innen der Stadt Norderstedt, Amt für Schule, Sport 

und Kindertagesstätten ermitteln anhand der Angaben der 
Personensorgeberechtigten die durchschnittlich je Woche 
erforderliche Betreuungsdauer für das Tagespflegekind. 

 
 
 
 
 

Zeiten, die das Kind regelmäßig außerhalb der Tagespflegestelle 
verbringt, sind keine 
der Pflegestelle zuzurechnenden Betreuungszeiten. 
 
Die Höhe des monatlichen Aufwendungsersatzes nach § 23 Abs. 2 
SGB VIII bemisst 
sich nach den durchschnittlich je Woche erforderlichen 
Betreuungsstunden. 
 
Das Tagespflegegeld beträgt maximal 20/30 des Pflegegeldes für 
Dauerpflege in der maßgeblichen Altersstufe einschließlich der 
Kosten zur Erziehung. Anzuwenden ist die jeweils geltende 
Fassung der Landesverordnung über die Leistungen zum 
Lebensunterhalt in der Jugendhilfe (LUVO). Es wird bei einer 
Betreuung von mindestens 40 Stunden wöchentlich gewährt. Bei 
einer geringeren Betreuungszeit verringert es sich stundenanteilig. 
Tatsächlich höhere Pflegegeldforderungen werden nicht 
berücksichtigt. 
 
 

Kosten für eine Mittagsverpflegung sind zwischen 

den angemessenen Beitrag zur Anerkennung ihrer 
Förderleistungen ab. 

 
8. Die Mitarbeiter/innen der Stadt Norderstedt, Amt für Schule, Sport 

und Kindertagesstätten ermitteln anhand der Angaben der 
Personensorgeberechtigten die durchschnittlich je Woche 
erforderliche Betreuungsdauer für das Tagespflegekind. Zur 
Gewöhnung an die Tagespflege kann Kindern bis zur Vollendung 
des 3. Lebensjahres auf Antrag der Personensorgeberechtigten für 
eine Dauer von bis zu zwei Wochen eine Betreuung bis zu 15 
Wochenstunden als Eingewöhnungszeit gewährt werden.  

 
Zeiten, die das Kind regelmäßig außerhalb der Tagespflegestelle 
verbringt, sind keine 
der Pflegestelle zuzurechnenden Betreuungszeiten. 
 
Die Höhe des monatlichen Aufwendungsersatzes nach § 23 Abs. 2 
SGB VIII bemisst 
sich nach den durchschnittlich je Woche erforderlichen 
Betreuungsstunden. 
 
Die Höhe des Tagespflegegeldes bemisst sich nach dem auf die 
entsprechende Wochenstundenzahl umgerechneten maximal 
förderungsfähigen Tagespflegegeld, welches sich aus der jeweils 
geltenden Richtlinie des Kreises Segeberg zur Förderung von 
Kindern in Tagespflege ergibt. 
 
Es wird maximal bis zu einer Betreuungsdauer von 50 Stunden 
wöchentlich gewährt. Bei einer geringeren Betreuungszeit verringert 
es sich stundenanteilig. Tatsächlich höhere Pflegegeldforderungen 
werden nicht berücksichtigt. 
 

Kosten für eine Mittagsverpflegung sind zwischen 
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Personensorgeberechtigten und Tagespflegeperson gesondert 

abzurechnen. 

 
Zusätzlich werden der Tagespflegeperson die nachgewiesenen 
Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die 
hälftigen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung 
erstattet. Die jährliche Pauschale zur Unfallversicherung beträgt 75 
€ und entspricht dem Mindestjahresbeitrag für eine selbständige 
Tagespflegeperson in der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Hinsichtlich der Beurteilung, welche Aufwendungen zur 
Alterssicherung als angemessen anzuerkennen sind, orientiert sich 
die Stadt Norderstedt am Mindestbeitragssatz zur gesetzlichen 
Rentenversicherung. Dies sind zur Zeit 78,00 € monatlich. Da 
Aufwendungen nur zur Hälfte übernommen werden können, erfolgt 
demnach eine Erstattung von 39,00 € monatlich, soweit die 
Entstehung dieser Kosten nachgewiesen wird. 
 
 
 
 
 

 
9. Findet die Betreuung des Kindes durch Personen statt, die mit dem 

Kind in gerader Linie verwandt sind, erfolgt grundsätzlich keine 
Förderung durch Geldleistung. 

 
10. Die Personensorgeberechtigten sind zur Mitwirkung bei der 

Errechnung des Kostenbeitrages verpflichtet, insbesondere haben 
sie die erforderlichen Unterlagen zur Ermittlung ihres monatlichen 
Einkommens vorzulegen und Änderungen ihrer Einkünfte 
unverzüglich mitzuteilen. 
 

Im Falle fehlender Mitwirkung der Personensorgeberechtigten wird 

Personensorgeberechtigten und Tagespflegeperson gesondert 

abzurechnen. 

 
Zusätzlich werden der Tagespflegeperson die nachgewiesenen 
Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung, die 
hälftigen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung, 
sowie die hälftigen Aufwendungen für eine angemessene Kranken- 
und Pflegeversicherung erstattet. Die jährliche Pauschale zur 
Unfallversicherung entspricht dem Mindestjahresbeitrag für eine 
selbständige Tagespflegeperson in der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Hinsichtlich der Beurteilung, welche 
Aufwendungen zur Alterssicherung als angemessen anzuerkennen 
sind, orientiert sich die Stadt Norderstedt am monatlichen 
Mindestbeitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung. Hiervon 
wird die Hälfte übernommen, soweit die Entstehung dieser Kosten 
nachgewiesen wird. Hinsichtlich der Kranken- und 
Pflegeversicherung wird der zu zahlende Monatsbeitrag für eine 
freiwillige Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung regelmäßig als angemessen angesehen. 
Hiervon wird ebenfalls die Hälfte übernommen, soweit die 
Entstehung dieser Kosten nachgewiesen wird. 

 
9. Findet die Betreuung des Kindes durch Personen statt, die mit dem 

Kind in gerader Linie verwandt sind, erfolgt grundsätzlich keine 
Förderung durch Geldleistung. 

 
10. Die Personensorgeberechtigten sind zur Mitwirkung bei der 

Errechnung des Kostenbeitrages verpflichtet, insbesondere haben 
sie die erforderlichen Unterlagen zur Ermittlung ihres monatlichen 
Einkommens vorzulegen und Änderungen ihrer Einkünfte 
unverzüglich mitzuteilen. 
 

Im Falle fehlender Mitwirkung der Personensorgeberechtigten wird 
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davon ausgegangen, dass ihnen die Aufbringung der Mittel aus 
ihrem Einkommen und Vermögen in vollem Umfang zuzumuten ist (§ 
90 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII). 

 

davon ausgegangen, dass ihnen die Aufbringung der Mittel aus 
ihrem Einkommen und Vermögen in vollem Umfang zuzumuten ist (§ 
90 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII). 

 

§ 5  
Kostenbeteiligung der Personensorgeberechtigten 

 
1. Die Personensorgeberechtigten und das Kind werden zu den 

Kosten der Leistungen zur Förderung von Kindern in Tagespflege 
(§ 23 SGB VIII) herangezogen. Die Stadt Norderstedt hat die 
Kosten nur insoweit zu tragen, als den Personensorgeberechtigten 
die Aufbringung der Mittel aus ihrem Einkommen und Vermögen 
nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII). Die 
Heranziehung zu den Kosten der Tagespflege nach § 23 SGB VIII 
erfolgt gem. § 90 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII durch Festsetzung eines 
Kostenbeitrages. Die Festsetzung des Kostenbeitrags erfolg analog 
zu den Richtlinien zur Bildung einer Sozialstaffel nach § 10 der 
Satzung für die Kindertageseinrichtungen der Stadt Norderstedt für 
die Ermäßigung der Regelgebühren in der jeweils gültigen Fassung. 
Der Kostenbeitrag ist als zumutbarer Eigenanteil direkt an die 
Tagespflegeperson zu entrichten.  

 
2. Bei Tagespflege unter Vorliegen der Voraussetzungen des §24 

Abs. 3 SGB VIII erfolgt bei Nichtzahlung des Kostenbeitrages durch 
die Personensorgeberechtigten die Zahlung durch die Stadt 
Norderstedt sowie die öffentlich rechtliche Zwangsvollstreckung 
durch die Stadt Norderstedt bei den Personensorgeberechtigten. 
Die Tagespflegepersonen sind verpflichtet, Nichtzahlungen der 
Personensorgeberechtigten bei der Stadt Norderstedt, Amt für 
Schule, Sport und Kindertagesstätten, anzuzeigen. 

 
3. Die Hilfeverpflichtung der Stadt Norderstedt wird bei der 

Tagespflege, ohne dass die Voraussetzungen des § 24 Abs. 3 SGB 
VIII vorliegen, auf die nachgewiesenen Beiträge zu einer 
Unfallversicherung, die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen 

§ 5  
Kostenbeteiligung der Personensorgeberechtigten 

 
1. Die Personensorgeberechtigten und das Kind werden zu den 

Kosten der Leistungen zur Förderung von Kindern in Tagespflege 
(§ 23 SGB VIII) herangezogen. Die Stadt Norderstedt hat die 
Kosten nur insoweit zu tragen, als den Personensorgeberechtigten 
die Aufbringung der Mittel aus ihrem Einkommen und Vermögen 
nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII). Die 
Heranziehung zu den Kosten der Tagespflege nach § 23 SGB VIII 
erfolgt gem. § 90 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII durch Festsetzung eines 
Kostenbeitrages. Die Festsetzung des Kostenbeitrags erfolgt 
analog zu den Richtlinien zur Bildung einer Sozialstaffel nach § 10 
der Satzung für die Kindertageseinrichtungen der Stadt Norderstedt 
für die Ermäßigung der Regelgebühren in der jeweils gültigen 
Fassung. Der Kostenbeitrag ist von den Personensorgeberechtigten 
als zumutbarer Eigenanteil an die Stadt Norderstedt zu erstatten.  
 

 
2. Abweichend von Nr. 1 werden Kindertagespflegeplätze für die 

Betreuung von Kindern nach Vollendung des 1. Lebensjahres bis 
zum auf den Tag der Vollendung des 3. Lebensjahres folgenden 
31.Juli zusätzlich gefördert. 
Die Kostenbeteiligung der Personensorgeberechtigten und des 
Kindes wird in diesen Fällen wie folgt einkommensunabhängig 
begrenzt: 

 
- Bei einer Betreuungszeit von 38 – 50 Stunden 

wöchentlich auf die Regelgebühren gem. § 8 a der 
Satzung für die Kindertageseinrichtungen der Stadt 
Norderstedt, die für eine Ganztagsbetreuung in einer 
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zu einer angemessenen Alterssicherung sowie die Differenz 
zwischen Tagespflegegeld und zumutbaren Eigenanteil begrenzt. 

 

Krippengruppe gelten, 
- bei einer Betreuungszeit von 30 – 37 Stunden 

wöchentlich auf die Regelgebühren gem. § 8 a der 
Satzung für die Kindertageseinrichtungen der Stadt 
Norderstedt, die für eine Dreivierteltagsbetreuung in 
einer Krippengruppe gelten, 

- bei einer Betreuungszeit von 20 – 29 Stunden 
wöchentlich auf die Regelgebühren gem. § 8 a der 
Satzung für die Kindertageseinrichtungen der Stadt 
Norderstedt, die für eine Halbtagsbetreuung in einer 
Krippengruppe gelten, 

- und bei einer Betreuungszeit von unter 20 Stunden 
wöchentlich auf den auf volle Euro aufgerundeten 
Beitrag, der sich anteilig von dem Elternbeitrag 
errechnet, welcher für eine Betreuungszeit von 20 
Stunden wöchentlich erhoben wird.   
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§ 6  
Antrag, Zahlungsweise und Fehlzeiten 

 
1. Die Förderung von Kindertagespflege erfolgt ausschließlich auf 

Antrag der Tagespflegeperson und der Personensorgeberechtigten. 
Die Antragsformulare gibt das Amt für Schule, Sport und 
Kindertagesstätten heraus. 

 
2. Die Förderung beginnt mit dem ersten Tag der 

Kindertagesbetreuung rückwirkend jedoch frühestens ab dem 
Monat in dem der Antrag beim Amt für Schule, Sport und 
Kindertagesstätten eingegangen ist. 

 
3. Die Förderung wird der Tagespflegeperson rückwirkend zum 30. 

eines jeden Monats überwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Als Fehlzeiten werden insgesamt 24 Tage im Kalenderjahr 

anerkannt, dies schließt den Urlaubsanspruch mit ein. Für diese 
betreuungsfreie Zeit besteht Anspruch auf Fortzahlung des 
Tagespflegegeldes. Bei Fehlzeiten, die einen Zeitraum von 24 
Tagen im Kalenderjahr überschreiten, wird der Aufwendungsersatz 
um jeden weiteren Fehlzeittag gekürzt. 

 
 
 

 
5. Für die Dauer einer Vertretung nach § 23 Abs. 4 SGB VIII durch 

andere Tagespflegepersonen wird die Betreuung weitergezahlt. Die 

§ 6  
Antrag, Zahlungsweise und Fehlzeiten 

 
1. Die Förderung von Kindertagespflege erfolgt ausschließlich auf 

Antrag der Tagespflegeperson und der Personensorgeberechtigten. 
Die Antragsformulare gibt das Amt für Schule, Sport und 
Kindertagesstätten heraus. 

 
2. Die Förderung beginnt mit dem ersten Tag der 

Kindertagesbetreuung rückwirkend jedoch frühestens ab dem 
Monat in dem der Antrag beim Amt für Schule, Sport und 
Kindertagesstätten eingegangen ist. 

 
3. Die Förderung wird der Tagespflegeperson rückwirkend zum 30. 

eines jeden Monats überwiesen. 
 
4. Die Tagespflegeperson hat einen Anspruch auf vier Wochen 

betreuungsfreie Zeit (Urlaubsanspruch) pro Kalenderjahr. Die 
Inanspruchnahme der betreuungsfreien Zeiten ist mit den 
Sorgeberechtigten abzustimmen. Der Beginn der Inanspruchnahme 
einer Förderung während betreuungsfreier Zeiten ist nicht möglich.   

 
 
5. Als Fehlzeiten werden insgesamt 24 Tage im Kalenderjahr 

anerkannt, dies schließt die betreuungsfreien Zeiten gem. Nr. 4 mit 
ein. Für diese Zeit besteht Anspruch auf Fortzahlung des 
Tagespflegegeldes. Bei Fehlzeiten, die einen Zeitraum von 24 
Tagen im Kalenderjahr überschreiten, wird das Tagespflegegeld um 
jeden weiteren Fehlzeittag gekürzt. Bei einer Unterbrechung der 
Betreuung aus einem triftigen Grund (z.B. nachgewiesene 
Erkrankung des Kindes) wird die Zahlung jedoch für längstens bis 
zu zwei Wochen im Kalenderjahr fortgesetzt.   
 

6. Für die Dauer einer Vertretung nach § 23 Abs. 4 SGB VIII durch 
andere Tagespflegepersonen wird die Betreuung weitergezahlt. Die 



13 
 

Vergütung der Vertretung hat die Tagespflegeperson zu 
gewährleisten. Eine zusätzliche Förderung über diese Richtlinien 
hinaus ist nicht möglich. 

 
6. Die Personensorgeberechtigten und die Tagespflegeperson sind 

verpflichtet, jede Änderung im Tagespflegeverhältnis unverzüglich 
dem Amt für Schule, Sport und Kindertagesstätten mitzuteilen, dies 
gilt insbesondere für 

 Fehl- und Ausfallzeiten, einschließlich der betreuungsfreien 
Zeiten 

 Änderung im Betreuungsumfang 

 Beendigung der Betreuung 
 

Vergütung der Vertretung hat die Tagespflegeperson zu 
gewährleisten. Eine zusätzliche Förderung über diese Richtlinien 
hinaus ist nicht möglich. 

 
7. Die Personensorgeberechtigten und die Tagespflegeperson sind 

verpflichtet, jede Änderung im Tagespflegeverhältnis unverzüglich 
dem Amt für Schule, Sport und Kindertagesstätten mitzuteilen, dies 
gilt insbesondere für 

 Fehl- und Ausfallzeiten, einschließlich der 
betreuungsfreien Zeiten 

 Änderung im Betreuungsumfang 

 Beendigung der Betreuung 
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§ 7  
Beginn und Ende der Tagespflege 

 
Die Tagespflege soll möglichst zum Anfang eines Monats beginnen und 
zum Monatsende 
beendet werden. Personensorgeberechtigte und Tagespflegestelle 
sollen eine 4-wöchige Kündigungsfrist zum Monatsende vereinbaren. 
Bei Vorliegen schwerwiegender Gründe ist eine fristlose Kündigung 
möglich. 

 

§ 7  
Beginn und Ende der Tagespflege 

 
Die Tagespflege soll möglichst zum Anfang eines Monats beginnen und 
zum Monatsende 
beendet werden. Personensorgeberechtigte und Tagespflegestelle 
sollen eine 4-wöchige Kündigungsfrist zum Monatsende vereinbaren. 
Bei Vorliegen schwerwiegender Gründe ist eine fristlose Kündigung 
möglich. 

 

§ 8  
Mitwirkungspflichten 

 
Sowohl die Personensorgeberechtigten als auch die 
Tagespflegeperson unterliegen der Mitwirkungspflicht aus §§ 60 ff des 
Sozialgesetzbuches I (SGB I). Insbesondere die 
Personensorgeberechtigten des Kindes haben ihre wirtschaftlichen 
Verhältnisse offen zu legen und bei Änderung der Verhältnisse diese 
dem Amt für Schule, Sport und Kindertagesstätten mitzuteilen. Die 
Tagespflegeperson und die Personensorgeberechtigten haben jede 
Änderung im Betreuungsverhältnis mitzuteilen, insbesondere die 
Beendigung. Eine unterlassene Mitteilung entscheidender Änderungen 
kann zu einer unverzüglichen Beendigung der Tagespflege und zu 
einer Rückzahlungsverpflichtung der Beteiligten führen. 

 

§ 8  
Mitwirkungspflichten 

 
Sowohl die Personensorgeberechtigten als auch die 
Tagespflegeperson unterliegen der Mitwirkungspflicht aus §§ 60 ff. des 
Sozialgesetzbuches I (SGB I). Insbesondere die 
Personensorgeberechtigten des Kindes haben ihre wirtschaftlichen 
Verhältnisse offen zu legen und bei Änderung der Verhältnisse diese 
dem Amt für Schule, Sport und Kindertagesstätten mitzuteilen, sofern 
nicht ausschließlich die einkommensunabhängige Begrenzung der 
Kostenbeteiligung nach § 5 Nr. 2 beantragt wird. Die 
Tagespflegeperson und die Personensorgeberechtigten haben jede 
Änderung im Betreuungsverhältnis mitzuteilen, insbesondere die 
Beendigung. Eine unterlassene Mitteilung entscheidender Änderungen 
kann zu einer unverzüglichen Beendigung der Tagespflege und zu 
einer Rückzahlungsverpflichtung der Beteiligten führen. 

 

§ 9  
In-Kraft-Treten 

 
Die Richtlinien treten zum 1. Januar 2008 in Kraft. 
 
 
 
Norderstedt, den 29.11.2007 

§ 9  
In-Kraft-Treten 

 
Die Richtlinien treten zum 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
 
Norderstedt, den  
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gez. 
Hans-Joachim Grote 
Oberbürgermeister 
 

 

 
 
 
 
gez. 
 

 

 
 


